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Verkiindet am 13. Juni 1956

Hoffmeister,Justizangestell-

ter als Urkundsbeamter der
Geschaftsstelle

Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit

der Witwe Henriette N@gev. K@ in L¢llED-
-

strate @,

Beklaglen, Berufungsklégerin und
Revisionskléigerin,

~ ProzeBbevollmiichtigters Rechtsonwalt Dr. (D -

3

gegen .

dei Schlossermeister Josef P in CED;

r StraBe T, °

Klédger, Berufungsbeklagten und
Revisionsbeklagten,

~ Prozefbevollmédchtigter: Rechtsanwalt Dr. ——

hat der V, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die miind-
liche Verhandlung vom 13. Juni 1956 unter Mitwirkung des
Senatspridsidenten Dr. Tasche und der Bundesrichter

Dr,. Hiickinghaus, Dr. Oechfller, Dr. Piepenbrock und

Dr. Dorschel

fiir Recht erkannt:

. Die Revigion gegen das Urteil des
9, Zivilsenats des Oberlandesgerichts
in Diisseldorf vom 9. November 1955
wird auf Kosten der Beklagten zuriick-
gewiesen, '

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der nunmehr im 83. Lebensjahr stehénde Kldger war bis
1928 Alleineigentimer des Grundstiicks GG . D
Strage @, auf dem er im Jahre 1913 ein Haus erbaut hatte,
in welchem er seitdem das Schlosserhandwerk und bis 1925
auch ein Eisen- und Haushaltwarengeschéft betrieben hatte,
Der im Jahre 1946 verstorbene Ehemann der Beklagten, der
friihere Hafenpolizeisekretér Josef N@P, war ein Jugendfrcund
der Ehefrau des Kldgers. Er nahm im Mdrz 1925 nach seiner
Riickkehr aus dem Ausland die Verbindung zu der Ehefrau des
Kléigers wieder auf und trat alsdann in freundschaftlichen
Verkehr mit dem Kléiger und seiner Familie. Damals hatte der
Klédger finanzielle Schwierigkeiten, und der Ehemann der Be-
klagten erkldrte sich bereit, ihm zu helfen.

In einem mit dem Datum des 2. April 1925 versehenen
. "Kauf- und Leihvertrag" verkauften der Kldger und seine
Ehefrau dem Josef N@p die gesamte Einrichtung des Ladens,
der Werkstatt und der 14 Wobn- und Nebenridume - insgesamt
206 Gegensténde — zum Preise von 2150 RM. Nach § 4 dieses
Vertrags sollten die verkauften Gegensténde den Eheleuten
PEID scgen eine “Leihgebithr" von 155 BM jéhrlich leih-
weise iiberlassen bleiben.

Am 23, Mai 1925 erteilte der Kléger seiner Ehefrau
in notariell beglaubigter Form Generalvollmacht. Auf Grund
dieser Vollmacht verkaufte die Ehefrau des Klégers am
16, Mdrz 1928 die ideelle Hdlfte des Grundstiicks K@D
Strage @ zum Preis von 6000 RM dem Ehemann der Beklagten
und erklarte die Auflassung. Der Grundstiicksanteil wurde
am 10. Mai 1928 im Grundbuch auf den Namen des Josef N¢P
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umgeschrieben. Gleichzeitig wurde zur Sicherung der Kauf-
preisforderung eine Hypothek von 6000 GM zugunstien des
Kligers auf dem HElfteanteil des Josef N@) im Grundbuch
eingetragen. In demselben Vertrag wurde KN¢@jpvom 1. April
1928 ab die alleinige Verwaltung des Hauses iibertragen,
er sollte insbesondere zur Einziehung der Mieten be-
rechtigt, andererseits zur Instandhaltung des Hauses ver-
pflichtet sein.

Am 28, Marz 1929 guittierte der Kl&ger iiber den EmpfangJ
des Kaufpreises von 6000 PM und bewilligte die Ldschung der ®
hierfiir eingetragenen Hypothek,; die dann auch im Grundbuch
geldscht wurde.

L ony

Am 16, Mai 1929 erkannte die Ehefrau des Kligers auf
Grund der ihr erteilten Generalvollmacht an, daB8 der Kl&-
ger von Josef N@ ein Darlehen von 8000 BRM erhalten habe.
Zur Sicherung dieser Forderung bestellte sie an der ideel-
len Grundstiicksh#1fte des Kligers eine Hypothek in HShe von |
8000 GM zugunsten des Joscf N@P. Diese Hypothek wurde am é
27. Mai 1929 im Grundbuch eingetragen. &2m 16. Mai 1929 be-
‘stétigte die Ehefrau des Klédgers schriftlich, daB8 die Hypo-
thek bereits bis zur EShe von 7182 RM valutiert sei. |
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Am 25, April 1932 - kurz vor dem am 13, Juni 1932 er-
folgten Tod seiner Ehefrau - verkaufte der ¥Yldger selbst
den ihm noch zustehenden ideellen Hélfteanteil an dem
Grundstick an Josef @ um 10 000 RM unter Anrechnung der
Darlehenshypothek vom 27. HMai 1929 in H6he von 8C00 GM.
Der Restkaufpreis von 2000 RM wurde nit bereits félligen
und kiinftig fdllig werdenden Kietzinsforderungen des Josef
N@ gegen den Kléger verrechnet. Der Klédger erkliirte fer-
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ner, er habe auBer dem Rstkaufpreis von 2000 RM keine An-
spriiche gegen Josef H¢) mehr. Am 10. November 1933 wurde

die Auflassung erklért und am 16. November 1933 N@P als Allein-
eigentiimer des Grundstiicks eingetragen,

Am 3. Janvar 1946 starb Josef Ngp. Er wurde von der
Beklagten als befreiter Vorerbin beerbt. Diese wurde am
3. lidrz 1952 auf Grund Erbscheins als Alleineigentiimerin
in das Grundbuch eingetragen. Nach dem Tod des Ehemanns
der Beklagten #énderte sich zundchst nichts an den bis dahin

freundschaftlichen Beziechungen zwischen den Familien P@D

und H@. Erst nach der Riickkehr des Sohnes der Beklagten,
Kurt H@, aus der Xriegsgefangenschaft im Eerbst 1246 trat
allmghlich eine Tritbung der Beziehungen ein.

In K8rz 1947 erhob die Beklagte gegen den kl‘a‘ger Klage
auf Raumung der Wohnung und der gewerblichen Rdume wegen
KFietriickstands sowie auf Zahlung des riucksténdigen Kiet-

'zinses. Auf Grund dieser Klage wurde das Mietverhdltnis ‘

aufgehoben und der Kléger zur- Herausgabe der RZume an die
Beklagte verurteilt.

Am 24, November 1949 hat der Kléger mit dem Antirag
Klage erhobens:

1. die Beklagte zu veruriteilen, darin einzuwilligen,
‘daB der Kliger in Berichtigung des Grundbuchs als
Eigentimer des im Grundbuch von GEj D B: @
Bl 878 eingetragenen Grundstiicks Flur A Parzelle
2584/195, bebauter HofraungStraBe @ cinge-
tragen wird,

2. festzustellen, daB der zwipschen den Eheleuten Josef

PG und Eiisabeth geb. SEIED =u gy
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und Josef F@ zu D@D geschlossene Kauf-
und Leihvertrag vom 2. April 1925 iiber die Mbbel
und Einrichtungsgegenstiénde der Familie P- :
sowie iiber die Maschinen und das Inventar der
Schlosserei P nichtig ist.

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt.

4
.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Es hat an-
genommen, der unter 2 des Klagantrags genannte Vertrag und ‘
der Grundstiickskaufvertrag vom 16, Mdrz 1928 sowie die darin’
enthaltene Auflassung seien als Scheingeschédfte und der ‘
GrundstiicksverduBerungsvertrag vom 25. April 1932 sei so-
wohl nach § 138 Abs 1 BGB als auch nach § 138 Abs 2 BGB
nichtig.

In der Berufungsinstanz hat die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen, hilfsweise die Verurteilung zur Ein-
willigung zur Berichtigung des Grundbuchs nur Zug um Zug
gegsn Zahlung. von 32 520,67 DM auszusprecien, Dieser Betrag
ergebe sich aus folgender Zusammenstellung:

- Josef N@j)habe fiir den Kléiger folgende Aufwendungen
gemachts :

1. Zahlung auf Grund des Sicherungsiiber- .
eignungsvertrags " 2 200.- RH -

2, Zahlung von 6000 RM nach der Quittung
und Loschungsbewilligung des Klédgers

vom 28. Mdrz 1929 6 000,~ "
3¢ Zahlung von 7182 RM nach der Urkunde

vom 16. Mai 1929 7 182.—~ "
4. Zahlung von 8000 RM nach der schrift-

lichen Erkl&rung vom 16. Mai 1929 8 000,~ ®
5. Mietzins auf 1, September 1927 295,57 n
6. Schulden gemdB Schreiben vom 10. Fe-

bruar 1947 _8.845,01 "

zusammen 32 520,58 RM

5
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Dieser Betrag sei im Verhédltnis 1 2 1 in Deutsche Mark
umzustellen.

Der Klidger hat Zurilickweisung der Berufung beantragt.

Das Oberlandesgericht Diisseldorf hat die Berufung der
Beklagten zuriickgewiesen, soweit sie gegen die Feststellung
der qichtigkeit des Kauf- und Leihvertrags vom 2. April 1925
gerichtet war, im iibrigen das Urteil des Landgerichts abge~
dndert und die Klage auf Einwilligung in die Berichtigung
des Grundbuchs durch Eintragung des Klédgers als Eigentiimers
abgewiesen.

Durch Urteil vom 19. Februar 1954 hat der erkennende
Senat das Berufungsurteil insoweit aufgehoben, als auf die
Berufung der Beklagten die Klage auf Einwilligung in die Be-
richtigung des Grundbuchs durch Eintragung des Klédgers abge-
wiesen wurde. Die Sache ist insoweit zur anderweiten Verhand-
lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zuriickverwiesen
worden., Die AnschluBrevision der Beklagien gegen das ge~
nannte Urteil ist zuriickgewiesen worden.

In der erneuten Verhendlung vor dem Berufungsgericht
hat die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen, soweit sie
auf Grundbuchberichtigung gerichtet ist, hilfsweise die Ver-
urteilung insoweit nur Zug um Zug gegen Zahlung von
32 520,67 DM auszuspreclen,

Das Berufungsgericht hat dann durch Urteil vom 9. Novem-
ber 1955 die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Land-
gerichts auch insoweit zuriickgewiecsen, als die Beklagie verur-
teilt worden ist, in die Berichtigung des Grundbuchs einzuwil-
ligen.




it der Revision verfolgt die Beklagte ihre Antrége
im Berufungsverfahren weiter, hilfsweise erstrebt sie die
Zurﬁckvgrweisung der Sache.

Der Kldger beantragt Zuriickweisung der Revision.

BEntscheidungsgriindes

I. i

Das Berufungsgericht fiihrt aus: Nachdem die Nichtig- ’

keit des "Kauf- und Leihvertrags® vom 2. April 1925 rechis-
kréftig festgestellt sei, handle es sich nur noch vm die
Grundbuchberichtigungsklage. Das Grundbuch sei unrichtig,

wenn die beiden Auflassungen nichtig seien, die der Eintra;J

gung des verstorbenen Ehemonns der Beklagten als Eigentii-
mers in das Grundbuch zugrunde gelegen hétten. Diese Auf-
1assﬁngen bildeten aber mit den dazugelhdrigen Grundstiicks-
verduBerungsvertriigen ein einheitliches Ganzes. Eine etwai-
ge Nichtigkeit der VerguBerungsvertridge nach § 138 BGB er-
greife daher auch die Auflassungen. Ferner wiirden, falls
die Behauptungen des Kligers zutrédfen, auch die Auflas-
sungen gegen die guten Sitten verstoBen. dei aber der Ehe-
mann nicht Eigentiimer des Grundstiicks geworden, so habe auch
die Beklagte als geine Erbin nicht Eigentimerin werden
konnen.

w

Die Sittenwidrigkeit sei sowohl nach § 138 Abs | wie
nach § 138 Abs 2 B6GB zu bejohen. Doz Berufungsgericht sei
iiberzeugt, daB der versctorbene Ehenenn der Beklagten vorn
Anfang an systemotisch darauf susgegangen sei, sich unter

»
B

Anwendung uvnlauterer Uittel in den Besitz des Vermbgens des




Yldgers, insbesondere des streitigen Hausgrundstiicks,

zu setzen und den Kléger wirtschaftlich vollig von sich
abh&ngig zu machen. Das zeige schon die Reibcnfolge der
Ereignisse. Der erste Schritt auf diesem Weg sei der be~
reits rechtekriftig als nichtig festgestellte Kauf~ und
Leihvertrag vom 2. April 1925 gewesen. Der nidchste Schritt
gsei gewesen, da8 N@den Kldger veranlaBt habe, seiner
Ehefrau Generalvollmacht zu erteilen. Das kdnne nur auvuf
Betreiben des N@ geschehen sein, da der Klédger mit sei-
ner Ehefrau seit Jabren in einem sehr gespannten Ver-
héltnis gelebt habe. N@)habe es verstanden, das Ver-
traven des Klﬁgeré zu gewinnen und habe vorgebracht, daB
er dem Kldger helfen wolle: Das Berufﬁngsgericht glaube
daher dem Kldger, daB er die Generalvollmacht seiner Frau
nur auf Dréngen des N@erteilt habe. Die Vollmacht habe
sich gerade auf den Verkauf des Grundstiicks X(jJ strase @
beziehen miissen. Wenn H@) die Ehefrau des Kiégers habe
entsprechend beeinfiussen konnen, habe er sie dahin brin-

.gen kOnnen, ihm auf Grund ihrer Generalvollmacht das

Grundstiick des Klégers zu iibereignen.

N@P sei damals seines Einflusses auf die Ehefrau des
Klédgers sicher gewesen:

1. DaB er zu ihr intime Beziehungen unterhalten habe,
konne nicht bezweifelt werden;

2. die Ehefrau des kligers habe sich geradezu in einem
Abhéngiélceitsverhéltnis zu NP vefunden; sie sei so
stark unter dem EinfluB des Ehemanns N@ gestanden,
da dieser sie nach scinem Willen habe lenken kon-
nen und sie dahin gebracht habe, daB sie auf sein
Verlangen entschlossen gewesen sei, sogar gegen
die Interessen ihrer eigenen Familie zu handeln.




Der weitere Verlauf der Ereignisse bestdtige, da8.
der Ehemann der Beklagten sich in seiner Erwartung nicht
getéduscht habe. Im Jahre 1928 habe er die Ehefrau des Kli-
gers soweit gebracht, daB sie ihm auf Grund ihrer General-~
vollmacht die eine HElfte des Grundstiicks veriduBert und auf-
gelassen habe. Der Vertrag vom 16. Midrz. 1928 sei nicht nur
als Teil des systematischen Vorgehens zum Zwecke der Knebe-
iung des Klégers sittenwidrig, sondern auch nach § 138 Lbs
2 BGB wucherisch. N@ habe dadurch den Leichtsinn, die
Pflichtvergessenheit und das sorglose Handeln der Ehefrau
des Klidgers, deren Gewissen sich erst auf dem Sterbebeit
gemeldet habe, ausgebeutet. Er habe aber auch die damalige
wirtschaftliche Notlage des Kldgers ausgenutzt. Aus dieser
Notlage heraus sei die Hilfsbediirftigkeit des Klégers, sein
Vertrauen zu H@pund die Generalvollmacht an seine Ehefrau
entstanden. N@)habe aber auch die Unerfahrenheit und ge-
sch@ftliche Ungewandtheit des Klédgers ausgebeutet.

Unter Ausbeutung der Notlage, des Leichtsinns und der
Unerfahrenheit habe sich N¢@durch den Vertrag vom 16. Mérs
1928 fir seine Leistungen - den Kaufpreis von 6000 RM - wu-
cherische Vermdgensvorteile - die Hdlfte des Hauses ~ ge-
wihren lassen. Das Grundstiick habe einen Friedensfeuerkas-
senwert von 50 000 M gehabt, dieser habe erfahrungsgemés
dem damaligen Verkehrsvert entsprochen. Der Sachverstidndige
Cremerius habe den Verkelrswert im Jahre 1928 zundchst mit
50 000 RM, dann mit 57 000 RN beziffert. Eine Ladung des
Sechversténdigen zur miindlichen Verhandlung habe sich er-
iibrigt. Der Verkehrswvert habe im Jahre 1928 mindestens
50 000 RM betragen, und das filhre ohne weiteres zur Fest-
stellung eines auffidlligen MiBverh&ltnisses.
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‘Den vorlédufigen AbschluB des systematischen Vorgehens
des Ehemanns N@Phabe der Vertrag vom 25. April 1932, kursz
vor dem Tod der Ehefrau des Kligers, gebildet, durch den N‘
vom Kl#ger selbst die zweite H#lfte des Grundstiicks fiir
10 000 RM k#uflich erworben habe., Auch dieser Kaufvertrag
sei als systematische Knebelung des Klédgers nach § 138 Abs 1
BGB, ebenso auch wegen YWuchers nach § 138 Abs 2 BGB nichtig.
Fiir Ausbeutung der Unerfahrenheit und der Notlage kbnne
auf die bischerigen Ausfiihrungen verwiesen werden. Ein auf-
fdlliges UiBverh#&ltnis zwischen lLeistung und Gegenleistung
habe auch im Jdshre 1952 vorgelegen. Den damaligen Verkehrs-—
wert habe der Sachverstindige Cremerius zuerst auf 56 OOO.RM
und dann auf 54 000 RM beziffert. Er habe 1932 nach der Auf-
fassung des Berufungsgerichts mindestens 50 000 RM betragen,
demgegeniiber sei der Kaufpreis von 10 000 RM fiir die zweite
Hélfte des Hauses keine auch nur anndhernd gleichwertige Ge-
genleistung gevwesen. N¢@habe sich danach durch eine immer
stidrker werdende Knebelvng des Kligers und Aneignung zeines
Vermtgens ohne angemessene Gegenleistung fortgesetzt eines
sittenwidrigen Verhaltens scpuldig gemacht,

Die Revision wendet sich gegen die Feststellung des Be-
rufungsgerichts, der Ehemann der Beklagten sei systematisch
darauf ausgegangen, sich unter Anwvendung unlauterer Hittel
in den Besitz des Vermdgens des Kldgers zu setzen. Sie meint,
die tats#dchlichen Festotellungen reichten zu einem solchen
Vorvurf nicht aus. Das Berufungsgericht habe sich mit weni-
gen Tatsachen begniigt, dic a2uch vollig andere SchluBfolge-
rungen zulieBen, Es niisse aber ein so hoher Grad von Wahr-
scheinlichkeit zur Bildung einer richterlichen Auffassung
verlangt werden, daf3 er nach der Lebenserfahrung praktiscn
der GewiBheit gleichkomme,
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‘auf den Intelligenzgrad des Kldgers abgestellt sei, der mit
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Im eingclnen erhebt die Revision jedoch im wesentlichey
nur Riigen, die eine unzulissige Kritik an der Beweiswiirdi-
gung des Berufungsgerichts darstellen. U.a. wird geltend ge-
macht: Die tatsichlichen Feststellungen deckten bestenfalls
eine auBerordentliche Zuneigung der Ehefrau des Kléagers zu
N@p nicht aber ein Abhéngigkeitsverh&ltnis. Dafiir spreche
nur die Aussage der Tochter des Klégers, Frau Else H.,
zu deren Glaubwiirdigkeit sei aber nicht Stellung genommen.
Das ist nicht fichtig° Die Aussage dieser Tochter wird aus-
driicklich deswegen als glaubwiirdig begeichnet, weil sie mit

den Aussagen der Zeuginnen Schil]), V@D und Henny
P- im wesentlichen iibereinstimmte. -

Zu Unrecht wird von der Revision die Feststellung der
geschédftlichen Ungewandtheit des Klégers angegriffen, weil

der Unerfahrenheit an sich nichts zu tun habe.

Die Revigion riigt weiter, bei der Frage des MiBverh#lt-
nisses von Leistung und Gegenleistung hédtte das Berufungsge-
richt die Ladung des Cachverstdndigen zur miindlichen Ver-
handlung nicht ablehnen diirfen, zvmal der Unterschied in
der Bewertung des Grundstiicks zwischen dem ersten und dem
zweiten Gutachten des Sachverstiéndigen fiir das Jahr 1932 un-
mittelbar bedeutsam werde.

Diese Riige ist aber nicht durchschlagend. Zvn&chst rech
fertigt der Uﬁstand, daB der Sachverstdndige bei ncchmaliger
Priifung unter Beriicksichtigung von Vorhaltungen des Klégers
zu eincr Anderung seineé friheren Standpunlits kam, nicht,
ihn als nicht besonders sachkundig oder jedenfalls nicht
frei von Irrtiimern darzustellen. Denn bei schwierigen Begut-
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achtungen, zu denen dieses Gutachten gehdrt, kann es wohl
vorkommen, daB dem Sachverstiandigen ein Fehler unterl&uft,
vnd es ist gerade der Zweck der Stellungnehme der Parteien
zu einem Sachverstiéndigengutachten, auf etwaige Bedenken
hinzuweisen und dem Sachverstindigen zu einer Nachpriifung
und etwaigen Richtigstellung seiner Angaben Gelegenheit

zu geben. Im vorliegenden Fall bedurfte es einer miindli-
chen Erlduterung des Gutachtens nicht. Der Sachverstiéndige
hat den Verkehrswert des Hauses fiir das Jahr 1928 zundchst
auf 50 000 und dann auf 57 000 RM, fiir das Jahr 1932 im er-
sten Gutachten auf 56 000 und im zweiten auf 54 000 RM be-
ziffert. Diese Unterschiede, die vielleicht AnlaB zu einer
mindlichen Erléduterung hdtten geben konnen und wegen derer
die Ladung des Sachverstédndigen zur miindlichen Verhandlung
beantragt war, waren aber fiir die Entscheidung des Berufungs-
gerichts nicht maBgebend, da dieses zZugunsten der Beklagten
nur von einem Verkehrswert von 50 000 RM ausgegangen ist.

IT.

Dés Berufungsgericht hat weiter ausgefiihrt: Die Beklag-
te konne sich nicht in ihrer Eigenschaft als Erbin ihres ver-
storbenen Bhemanns auf den Einwand der Verwirkung berufen.
Dem Kl&ger konne nach den Umaténden des Falls und nach sei-
ner ganzen Perstnlichkeit nicht zum Vorwurf gemacht wer-
den, er habe seine Rechte verspdtet geltend gemacht. Das
Berufungsgericht stelle auf Grund des gesamien ProzeSstoffs
tatstichlich fest, daB der Kliger infolge seines Alters, sei-
ner geschéftlichen Ungewandtheit, seiner Zemmiirbung durch
die Not und seiner geschéftlichen Bedréngnisse gar nicht
mehr in der Lage gewesen sci, gegeniiber dem energischen und
geschéftsgewandten Ehemann der Beklagten sufzutreten und




~13 - *

seine Rechte wahrzunehmen. Ferner sei das Berufungsgericht
davon iberzeugt, daB der verstorbene Ehemann der Beklagten
sich iiber diese Umsté&nde durchaus im klaren und sich be-
wuBt gewesen sei, daB er den Kldger schwer geschddigt und
so in der Fand habe, daB dieser nach seiner Pers®nlichkeizs
und nach den Verh&ltnissen, in die er hineingeraten sei,
gar nicht mehr gegen ihn habe aufkommen ktnnen. N@) hétte
daher, wenn er sich bei seinen Lebzeiten als Beklagter auf
eine Verwirkung berufen hdtte, selbst gegen Treu und Glauber
verstoflen., Das miisse die Beklagte als Erbin gegen sich gel-‘
ten lassen.

Die Revision meint, eine Verwirkung des Anspruchs des
Kléagers miisse schon gegeniiber dem Josef N‘ selbst deshalb
angenommen werden, weil der Kldger sein Recht bei Gericht
hdtte suchen und sich notfalls mit Hilfe des Armenrechts
der Unterstiitzung eines Rechtsanwalts hdtte versichern
ktonnen., Das Berufungsgericht hebe iibersehen, dafl der K1l&-
ger sich doch im Jahre 1949 sogar gegen einen Zahlungsbe-
fehl von nur 86,70 DM gewandt habe und sich davei durch
einen Rechtsanwalt habe vertreten lassen.

Damit kann die Revision nicht durchdringen. Was den
Zahlungsbefchl betrifft, so ist damit die jetzige Beklag-
te gegen den Klidger vorgegangen, so daB er vor die unmit-

telbare Hotwendigkeit gestellt war, sich zu wehren. Derx
Zahlungsbefehl ist iibrigens erst am 9. Hovember 1949 erlas-
sen worden, also nur wcnige Tage, bevor die gegenwidrtige
Klage eingereicht worden ist. Es ist zwar richtig, da8 in
einem Rechtsstaat an sich jeder in der Lage ist, die Ge-
richte anzurufen und ndtigenfalls mit Hilfe des Armenrechts
sick Rechtsschutz zu verschaffen, aber das Berufungsgericht
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stellt fest, daB der Kléger nach seiner Lage und seiner
ganzen Perstnlichkeit gerade nicht imstande gewesen sei, sich
gegen den geschdftégewandten und energischen Ehemann der
Beklagten durchzusetzen und gegen ibn anzugehen. Darin

ist ein RechtsverstoB aicht zu erkennen; und wenn die Re-
vision meint, der Anspruch des Kldgers sei deshalb ver-
wirkt, weil N¢@p auf seinen Besitzstand habe trauen konnen,
ganz gleich, ob dieser berechtigt oder unberechtigt erwor-
ben worden sei, gerade vicil der Klidger nach seiner ganzen
Persdnlichkeit nicht in der Lagé gewesen sei, sich gegen
ihn aufzulehnen, und deshalb sich so sicher gefiihlt habe,
daB er in seinem Fausbuch alles auf Heller und Pfennig
verzeichnet habe, so sagt das Berufungsgericht ohne Rechts-
verstoB, daB N@ gegen Treu und Glauben verstoBen hdtte,
wenn er selbst sich bei seinen Lebzeiten auf Verwirkung
berufen hédtte.

111,

Das Berufungsgericht hat weiter erwogens Die Beklagte
konne sich auch aus eigenem Recht nicht auf Terwire..
kung berufen., Die Zeit zwischen dem Tod des Ehemannes N¢
Anfang 1946 und der Klagerhebung Ende 1949 sei verhdltnis-
maBig kurz geviesen und habe keineswegs ausgereicht, um den
Einwand der Verviirkung zu begriinden, selbst wenn man unter-
stelle, daB die Beklagte von dem verwerflichen Geschifts-
gebaren ihres Ehemannes keine Abnung gehabt habe. Sie habe
: innérhalb 5 bis 4 Jahren nach dem Erbfall noch mit der Geltend-
machung irgeadwclcher Anspriiche gegen den NachlaB und insbe-
sondere damit rechnen miissen, daB3 nach dem Tode des Klid-
gers dessen Kinder den Verlust ihres Familienbesitzes nicht
ohne weiteres hinnehmwen wiirden,
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Es sei aber nach der Lebenserfahrung ganz unwahrscheirn-
lich, daB diec Beklagte von allen diesen Ereignissen iiber-
haupt nichts erfahren haben sollte. Sie habe sich sagen
miissen, daB ihr Ehemann bei seinen Mitteln einen solchen
Grundbesitz nicht habe ervierhen konnen. Er habe keine griBe-
ren Mittel gehabt, denn er sei vor dem Erwerb des Hauses

nicht zur Einkommen-~ und nicht zur Vermdgensteuer herange-
‘zogen worden., Die Beklagte habe zwar behauptet, ihr Mann
sei schlau genug gewesen, seine Mittel vor dem Finanzamt zué
verheimlichen, sie habe aher keine Angaben dariiber gemacht,
vm welche Hittel es sich dabei gehandelt habe. Bezeichnend
fiir die wirtschaftlichen Verh&ltnisse des N@j§bei seinem
Avftauchen in der Familie des Klégers sei, daB die Ehefrau
des Klégérs ibm ein Motorrad und Lederkleidung gekauft habe.
Venn N@iiber groBere Hittel verfiigt hidtte, hétte er es
nicht nétig gehabt, von der Familie des Klégers, die doch

in Not gewesen sei, sich solche Dinge schenken zu lassen,
indererseits habe der Belrlagten der Besitz dieser Gegen-
stdnde nicht verborgen blciben konnen, vnd solche Anschaf-
fungen hé&tien der Belllagten eauffallen miir:sen. DaB die Fa-
milie der Bellagten iiber die Vorgédnge zum mindesten in
groBén Zigen vnterrichtet gewesen sei, ergebe sich aus
AuBerungen des Sohnes der Beklagten Kurt H@). Dann aber
sei die SchluBfolgerung gercchtfertigt, daB auch der Be-
klagten die Entwicklung der Dinge nicht gdnzlich verbor-
gen geblieben sein kidnne.

Die Revision meint hierzu, das Berufungsgericht habe
sich iiber die Auffassung des erkenncnden Scnats geirrt,
der in dem frilheren Revisionsurteil nur 2usgesprochen habe,
es sel zu beriicksichtigen, daB dic Zeit: zwischen dem Tod
des Josef N@P im Januar 1946 und der Klagerhebung wesent-




- 16 -

lich kiirzer gewesen sei als die, von der das Berufungsge-
richt in seinem ersten Urteil bei der Priifung der Verwir-
kung ausgegangen sei. Diese Auffassung der Revision ist
nicht richtig. Der erkcnnende Senat hat lediglich mit der
gebotenen Zuriickhaltung euf die in Betracht kommenden Gesichts-—
* punkte hingewiesen. Die Priifung, ob eine Zeitdauer von 3 bis
- 4 Jahren zur Verwirkung ausreicht, hatte das Berufungsge-
richt selbst vorzunebmen; und wenn es zu der Auffassung
kommt, daB ein Zuwarten von 3 bis 4 Jahren selbst dann

zur Annahme der Verwirkung nicht ausreiche, wenn man v6l-
lige Gutglaubigkeit der Beklagten unterstelle, so ist darin
ein Rechtsirrtum nicht zu erkennen,

Danach kommt es auf die Frage, ob die Beklagte iiber
die Vorgidnge, die zum Erwverb des Grundstiicks durch ihren
Ehemann fiihrten, genau unterrichtet war, nicht mehr ent-
scheidend an, so daB es dahingestellt bleiben kann, ob,
wenn diese Frage wesentlich widre, die Beklagte, die den
Binwand der Verwirkung erhent, ihre Gutglauvigkeit bewei-
sen muBl, Der Einwand, d=a8 die Gutgliubigkeit der Beklagten
nicht oder jedenfalls nicht voll widerlegt sei, der an sich
berechtigt ist, trifft daher nicht den entscheidenden Punkt.

v,

Das Berufungsgericht hat weiter qusgefﬁhrt, wemn danach
die Grundbuchberichtigungsklage an sich begrindet sei, so
frage es sich, ob die Beklagte ein Zuriickbebhaltungsrecht gel-
tend machen konne. Der Kliger bestreite, daB Josef N@@ fiir
den Erwerb des Hauses Aufwendvngen von 32 520,67 IM gemacht
habe. Dariiber hingus trage er vor, Non habe fiir die Zeit
vom 1. September 1927 bis 30. Juni 1948 2zu Unrecht Mieten
in Hshe von 104 743,25 RN eingezogen. Dazu kimen die Miet-
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einnahmen seit dem 1. Juli 1948. Der Klédger rechne also
hilfsweise mit Gegenanspriichen gegen die angeblichen An-
spriiche der Beklagten auf,

Darauf komme es aber nicht an. Grundséitzlich konne
auch gegeniiber einem Grundbuchberichtigungsanspruch die
Einrede des Zuriickbehaltungsrechts erhoben werden. Die Be-
klagte habe aber trotz Aufforderung durch das Berufqusge-
richt fiir ihre'Behauptungen keinen Beweis angetreten, da
sie keine Unterlagen und Aufzeichknungen habe auffinden
konnen, Die Beklagte verwahre sich allerdings gegen ihre
Beweislast und trage vor, wer Vorginge erst nach beinahe
30 Jahren vor das Gericht bringe, belaste sich mit der
Behauptungs- und Beweislast. Dem vermtge das Berufungs-
gericth nicht zu folgen. Da die Beklagte die Einrede der
Verwirkung nicht erheben kdnne, konne der Zeitablauf keinen
EinfluB auf die Beweislast haben. Wer ein Zyriickbebaltungs-
recht auf Grund behauptcter Gegenanspriiche geltznd mache,

miisse seine Anspriiche bewecisen. Es miisse aber auch in die-
- sem Zusgamienhang darauf hingewiesen werden, da8 N@offen-
bar nicht iiber einen Betrag von 30 000 BM verfiigt habe. In
der Aufstellung seien auch Posten enthalten; die nicht der
Erwerb des Hauses betrifen, sondern sich aus der laufenden
Verwaltung ergében, fiir die N@ ja dauernd die Mieteinnah-
men des Hauses gehabt habe, und es drénge sich der Ver-
dacht auf, daB alle Aufwendungen des friiher vermdgenslo-
sen N‘ aug diesen Mieteinnahmen gemacht worden seien,

Die Revision macht dagegen geltend, wenn der Kliéger
erst nach fast 30 Jahren Klage erhebe, so sei der Beklag-
ten, zumal nach dem Krieg und nach dem Tode ihres Ehemannes
der Beweis fiir die Leistungen ihres Ehemannes derart er-




- 18 -

schwert, daB dem Kliger der Gegenbeweis aufgebiirdet
werden miisse. Die Revision wendet sich insbesondere
gegen die Auffassung,‘daB den Kl&ger das Zuwartien von
beinahe 30 Jahren deshalb nicht mit der Behauptungs- und
Beweislast belegen kdnne, weil der Einwand der Verwir-
kung nicht durchschlage. Es ist der Revision zuzugeben,
~ daB die Behauptungs- und Beweislast nicht ohne weiteres
nrit der andern Frage verkniipft ist, ob der Angpruch ver-
wirkt iast. Die Lénge der zuriickliegenden Zeit kann aber,
zunal bei dem ganzen Verhalten des Ng) dem Kldger gegen-—
iber fiir sich allein nicht zu dem Ergebnis fiihren, daf
die Aufstellung des K@ vunbesehen hingenommen und der
Kidger auf den Gegenbheweis verwiesen werden miifte, zumal
der Kliger nichts getan hat, um der Beklagten die Beweis-
filhrung arglistig oder auch nur fahrlédssig zu vereiteln
oder zu erschweren (RGZ 105, 255 [259]). Es bleibt daher
bei der Beweislastverteilung, von der das Berufungsge-
richt ausgegangen ist.
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Die Verneinung des Zuriickbehaltungsrechts stellt
daher keinen Rechtsirrtum dar. Die Revision ist somit
nicht begriindet, sondern war auf Kosten der Beklagten

zuriickzuweisen.

Dr., Tasche Dr. Hiickinghaus Dr. OechBler
Dr. Piepenbrock Dr, Dorschel




	31

	F^m^straße

	- 7 -


	31



